
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, den 5. März 2012 

 
 
 

Mandantenbrief März 2012 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 

 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 

 
Einkommensteuer 

· Auffälligkeiten beim „Chi-Quadrat-Test“ sind allein kein Grund, die Buchführung zu bean-
standen 

· Nachträgliche Anschaffungskosten bei Verlust eines Gesellschafterdarlehens 
 

Umsatzsteuer 

· Innergemeinschaftliche Lieferungen ab 1.1.2012 

· Zuordnung von gemischt-genutzten Gegenständen zum Unternehmen muss spätestens 
bis zum 31. Mai des Folgejahrs dokumentiert werden 
 

Lohn und Gehalt 
 

· Keine Steuerfreiheit von pauschal gezahlten Zuschlägen für Sonntags-, Feiertags- oder 
Nachtarbeit 

 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 

Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung März 2012 und April 2012 
S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 

Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 12.3.20121 10.4.20122 
Umsatzsteuer 12.3.20123 10.4.20124 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszu-
schlag 

12.3.2012 Entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 12.3.2012 Entfällt 
Ende der Schonfrist  Überweisung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

15.3.2012 13.4.2012 

9.3.2012 6.4.2012 

Sozialversicherung7 28.3.2012 26.4.2012 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertrag-

steuer sowie der darauf entfallende Solida-
ritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner 
an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern ohne Dauerfrist-

verlängerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-

raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-
kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage 
vor Fälligkeit (d. h. am 26.3.2012/24.4.2012) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung 
durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauf-
tragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen 
fällt. 

 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Allgemein 
Bescheinigung als Nachweis für das ernsthafte Bemühen um einen Ausbildungsplatz 
Einer von der Agentur für Arbeit für den Rentenversicherungsträger erstellten Bescheinigung über 
Anrechnungszeiten der Ausbildungssuche kommt im Kindergeldverfahren ein besonderer Beweiswert 
zu. 
Wenn das Kind das 18. Lebensjahr vollendet hat und eine Berufsausbildung mangels Ausbildungs-
platz nicht beginnen oder fortsetzen kann, muss dies nachgewiesen werden. In der Regel ist hierfür 
eine Bescheinigung der Agentur für Arbeit notwendig. Aber auch die für Zwecke der Rentenversiche-
rung ausgestellte Bescheinigung erfüllt diesen Zweck. Allerdings hat diese Bescheinigung nur für ei-
nen Zeitraum von drei Monaten ab Beginn der Ausbildungsplatzsuche Gültigkeit, auch wenn der be-
scheinigte Zeitraum darüber hinaus geht. Dass sich das Kind darüber hinaus alle drei Monate bei der 
Agentur für Arbeit gemeldet hat, muss gesondert nachgewiesen werden. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
 

Einkommensteuer 
Voraussetzungen für Versteuerungswahlrecht von wiederkehrenden Bezügen bei Betriebsver-
äußerung 
Betriebe werden häufig gegen wiederkehrende Bezüge veräußert. Dies können beispielsweise le-
benslängliche Renten oder zeitlich befristete Raten sein. Der Veräußerer kann wählen, ob er die wie-
derkehrenden Bezüge 
· als nachträgliche Betriebseinnahmen bei Zufluss oder 
· deren kapitalisierten Wert als Veräußerungspreis sofort 
versteuern will. Im ersten Fall sind die wiederkehrenden Bezüge erst dann als laufendes Einkommen 
zu versteuern, wenn die Summe der Zahlungen den Betrag des bilanziellen Eigenkapitals bei 
Betriebsübergabe übersteigt. Im zweiten Fall ist der Unterschied zwischen kapitalisiertem Wert und 
bilanziellem Eigenkapital der Veräußerungsgewinn. Hierfür können ggf. ein Freibetrag und ein 
begünstigter Steuersatz in Anspruch genommen werden. 
Das Wahlrecht gilt aber nur dann, wenn sich die Zahlungen über mehr als zehn Jahre erstrecken und 
wagnisbehaftet sind oder überwiegend Versorgungszwecken des Veräußerers dienen. 
(Quelle: Beschluss des Bundesfinanzhofs) 

Auffälligkeiten beim „Chi-Quadrat-Test“ sind allein kein Grund, die Buchführung zu beanstan-
den 
Seit einigen Jahren bedienen sich die Finanzbehörden digitaler Methoden bei der Außenprüfung von 
Unternehmen, die überwiegend Bareinnahmen haben. Der „Chi-Quadrat-Test“ ist eine solche Metho-
de zum Aufspüren falscher Zahlen in der Buchführung. Hintergrund für dieses Verfahren: Kann die 
Buchführung beanstandet werden, darf der Prüfer unter bestimmten Voraussetzungen 
Hinzuschätzungen vornehmen. Der „Chi-Quadrat-Test“ basiert auf dem Gedanken, dass jeder 
Mensch - bewusst oder unbewusst - eine oder mehrere Lieblingsziffern hat, die er in Zusammenhang 
mit frei erfundenen Zahlen (z. B. Tageseinnahmen) entsprechend häufiger verwendet. Gleichzeitig 
wird er nach denselben Grundsätzen auch eine gewisse Abneigung gegen eine oder mehrere Ziffern 
haben. Eine signifikante Abweichung bei diesem Test gilt zwar als „starkes Indiz für Manipulationen“ 
der Kassenaufzeichnungen, reicht aber allein nicht aus, um die Richtigkeitsvermutung einer formell 
ordnungsgemäßen Buchführung zu widerlegen. Es bedarf der Absicherung durch weitere Erkenntnis-
mittel (z. B. einer Geldverkehrs- oder Vermögenszuwachsrechnung). 
Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz hat entschieden, dass keine Zuschätzungen vorgenommen wer-
den dürfen, wenn das häufige Auftreten bestimmter Zahlen sich zwangsläufig aus der Preisgestaltung 
des Unternehmers ergibt, wie z. B. bei einem Friseursalon. Ferner müsse das Finanzamt den Nach-
weis erbringen, dass das Kassenprogramm Manipulationen ermögliche. Es sei nicht Aufgabe des 
Unternehmers, darzulegen und zu dokumentieren, dass das eingesetzte Kassenprogramm Änderun-
gen nicht zulasse. 
 

Nachträgliche Anschaffungskosten bei Verlust eines Gesellschafterdarlehens 
Der Verlust eines von einem wesentlich beteiligten Gesellschafter an seine Gesellschaft gewährten 
Darlehens erhöht nur in bestimmten Fällen die Anschaffungskosten der Beteiligung. Das Darlehen 
muss Eigenkapitalcharakter haben. Dies ist z. B. dann der Fall, wenn es krisenbestimmt ist. 



 
Die Bestimmung eines Darlehens zur Krisenfinanzierung kann sich aus den objektiven Umständen der 
Darlehenshingabe, aber auch aus einer ausdrücklichen oder stillschweigenden Erklärung gegenüber 
Gläubigern der Gesellschaft selbst ergeben. An diesen Voraussetzungen fehlt es, wenn der Darle-
hensvertrag ein außerordentliches Kündigungsrecht für den Fall der Insolvenzeröffnung vorsieht oder 
wenn ein Rangrücktritt nicht gegenüber allen übrigen Gesellschaftsgläubigern erklärt wird. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
 

Umsatzsteuer 
Innergemeinschaftliche Lieferungen ab 1.1.2012 
Innergemeinschaftliche Warenlieferungen sind umsatzsteuerfrei, wenn alle Voraussetzungen dafür 
erfüllt sind. Unternehmer müssen die Voraussetzungen u. a. durch sog. Buch- und Belegnachweise 
erbringen. Die Bundesregierung hat grundlegende Änderungen beschlossen, die mit Wirkung zum 
1.1.2012 in Kraft getreten sind. 

Änderungen und Folgen des § 17a UStDV 
Für Beförderungs- und Versendungsfälle werden identische Belegnachweise geschaffen. Für den 
Belegnachweis soll es nicht mehr darauf ankommen, wie die Ware transportiert wird. Der Belegnach-
weis soll lediglich aus zwei Dokumenten bestehen: dem Doppel der Rechnung und einer sog. 
Gelangensbestätigung, d. h. einer Bestätigung des Abnehmers, dass der gelieferte Gegenstand in 
den Bestimmungsmitgliedstaat gelangt ist. 
Nach der Rechtsprechung des EuGH sind Buch- und Belegnachweise keine materiell-rechtliche Vo-
raussetzung für die Steuerbefreiung. Die Verordnung sieht die Gelangensbestätigung als einzigen 
Belegnachweis vor. Im Fall der Beförderung des Gegenstands durch den Abnehmer (Abholfall) muss 
dabei die Gelangensbestätigung z. B. eine Angabe über Ort und Tag des Endes der Beförderung des 
Gegenstands im übrigen Gemeinschaftsgebiet enthalten. Der Abnehmer kann also erst dann eine 
Gelangensbestätigung ausstellen, wenn der Gegenstand im übrigen Gemeinschaftsgebiet angekom-
men ist. Im Zeitpunkt der Lieferung liegt aber noch kein Nachweis vor. Der deutsche Lieferant muss 
daher sicherstellen, dass er später in den Besitz der Gelangensbestätigung kommt. Ohne eine ent-
sprechende Bestätigung ist der Belegnachweis nicht erbracht. Im Zeitpunkt der Lieferung weiß der 
Unternehmer also noch nicht, ob er die Voraussetzungen der Steuerbefreiung nachweisen kann. Falls 
ein Unternehmer sich auf Gutglaubensschutz berufen will, muss er über eine formell ordnungsgemäße 
Gelangensbestätigung verfügen. 

Inhalt der Gelangensbestätigung 
Bei der Beförderung des Gegenstands durch den Abnehmer hat die Gelangensbestätigung einen 
anderen Inhalt als in den anderen Beförderungs- und Versendungsfällen. 
Im Fall der Beförderung durch den Abnehmer (sog. Abholfall) muss die Bestätigung folgenden Inhalt 
haben: 
· Name und Anschrift des Abnehmers, 
· Menge und handelsübliche Bezeichnung der Gegenstände der Lieferung einschließlich der 

Fahrzeug-Identifikationsnummer bei Fahrzeugen im Sinne des Umsatzsteuergesetzes, 
· Ort und Tag des Endes der Beförderung des Gegenstands im übrigen Gemeinschaftsgebiet, 
· Ausstellungsdatum der Bestätigung, 
· Unterschrift des Abnehmers. 
In anderen Fällen, in denen eine Beförderung oder Versendung durch den Unternehmer oder eine 
Versendung durch den Abnehmer erfolgt, tritt an die Stelle des Orts und des Tags des Endes der Be-
förderung der Ort und Tag des Erhalts des Gegenstands im übrigen Gemeinschaftsgebiet. 
In Versendungsfällen reicht es aus, wenn sich die Gelangensbestätigung bei dem mit der Beförderung 
Beauftragten selbstständigen Dritten befindet (z. B. Transportunternehmen) und auf Anforderung der 
Finanzverwaltung innerhalb einer bestimmten Frist vorgelegt werden kann. In diesem Fall muss der 
Unternehmer eine schriftliche Versicherung des mit der Beförderung beauftragten selbstständigen 
Dritten besitzen, dass dieser über eine Gelangensbestätigung verfügt. 

Folgen einer fehlenden Gelangensbestätigung 
Kann der liefernde Unternehmer keine Gelangensbestätigung vorlegen, kann die Steuerbefreiung nur 
gewährt werden, wenn aufgrund der objektiven Beweislage feststeht, dass der Liefergegenstand tat-
sächlich ins übrige Gemeinschaftsgebiet gelangt ist. Der Unternehmer hat die Beweispflicht. 



 
Änderungen des § 17c UStDV 
Auch der Buchnachweis wird geändert. Zukünftig muss neben der Menge und der genauen Bezeich-
nung des Gegenstands bei Fahrzeugen eine buchmäßige Aufzeichnung der Fahrzeug-
Identifikationsnummer erfolgen. Diese Änderung soll der Bekämpfung der Steuerhinterziehung dienen. 

Kleinunternehmer: Private Mitverwendung eines betrieblichen PKW nicht steuerbar 
Kleinunternehmer, deren Umsätze die im Umsatzsteuergesetz bezeichneten Grenzen nicht über-
schreiten, können aufatmen. 
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass die private Nutzung eines betrieblichen PKW kein Umsatz 
ist und deshalb bei Berechnung der bezeichneten Grenzen nicht zu berücksichtigen ist. Die Verwen-
dung eines dem Unternehmen zugeordneten Gegenstands für private Zwecke oder für solche, die 
außerhalb des Unternehmens liegen, ist nur dann Umsatz, wenn gleichzeitig Vorsteuer geltend ge-
macht werden kann. 

Zuordnung von gemischt-genutzten Gegenständen zum Unternehmen muss spätestens bis 
zum 31. Mai des Folgejahrs dokumentiert werden 
Nutzt ein Unternehmer einen Gegenstand sowohl für unternehmerische als auch für nichtunternehme-
rische (private) Zwecke, kann er den Gegenstand, wenn die unternehmerische Nutzung nicht weniger 
als 10 % beträgt,  
· insgesamt seinem Unternehmen, 
· in vollem Umfang dem Privatvermögen oder 
· im Umfang der tatsächlichen unternehmerischen Verwendung seinem Unternehmensvermögen 
zuordnen (Zuordnungswahlrecht). Von der Zuordnung hängt u. a. der Umfang des Vorsteuerabzugs 
ab. Eine (anteilige) Zuordnung gemischt-genutzter Gegenstände zum Unternehmensvermögen wird 
nicht unterstellt. 
Der Unternehmer muss die Zuordnungsentscheidung bei Leistungsbezug treffen. Er trifft sie regelmä-
ßig dadurch, dass er in der entsprechenden Umsatzsteuer-Voranmeldung den Vorsteuerabzug gel-
tend macht. 
Hat der Unternehmer zunächst keine bzw. eine unzutreffende Zuordnungsentscheidung vorgenom-
men, kann er diese bis spätestens zum 31. Mai des Folgejahrs vornehmen bzw. berichtigen. Diese 
Frist ist nicht verlängerbar. Die Dokumentation der Zuordnungsentscheidung muss gegenüber dem 
Finanzamt erfolgen. 
Die Dokumentationsfrist gilt auch für in zeitlicher Hinsicht „gestreckte“ Leistungsbezüge wie z. B. die 
Herstellung eines Gebäudes. 
Beispiel: 
Der Unternehmer U errichtet ein Einfamilienhaus, das er zu 70 % privat und zu 30 % unternehmerisch 
nutzen will. Die Bauzeit geht vom 2.5.2011 bis 20.6.2012. 
U muss spätestens bis zum 31.5.2012 gegenüber dem Finanzamt dokumentieren, in welchem Um-
fang er das Gebäude dem Unternehmensvermögen zuordnet, andernfalls ist es zu 100 % Privatver-
mögen. Dies ist vor allem notwendig, wenn U bisher noch keine Rechnung mit Umsatzsteuer für den 
Hausbau erhalten hat, aus der er einen Vorsteuerabzug geltend machen und damit die Zuordnung 
zum Unternehmensvermögen dokumentieren konnte. 
(Quelle: Urteile des Bundesfinanzhofs) 
 

Lohn und Gehalt 
Keine Bindung des Finanzamts an die in einer Lohnsteuerbescheinigung ausgewiesenen Be-
träge 
Der Bundesfinanzhof hat seine Rechtsprechung bestätigt, dass die vom Arbeitgeber ausgestellte 
Lohnsteuerbescheinigung im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung lediglich einen widerlegba-
ren Beweis erbringt. Das Finanzamt ist an den Inhalt der Bescheinigung nicht gebunden. Im zu ent-
scheidenden Fall zahlte ein insolventer Arbeitgeber für mehrere Monate keine Löhne und meldete 
dementsprechend beim Finanzamt keine einbehaltene Lohnsteuer an. Der Arbeitgeber hatte jedoch 
fiktive Lohnabrechnungen erstellt und auf dieser Grundlage Beträge zur Vorfinanzierung des Insol-
venzgelds an den Arbeitnehmer gezahlt. Die fiktiv berechneten Bruttolöhne und Steuerabzugsbeträge 
wurden dann versehentlich in die Lohnsteuerbescheinigung aufgenommen. Dem Begehren des Ar-
beitnehmers, dass die bescheinigten Beträge bei der Veranlagung der Einkommensteuer zu berück-
sichtigen seien, erteilte das Gericht eine Absage. 



 
 
Keine Steuerfreiheit von pauschal gezahlten Zuschlägen für Sonntags-, Feiertags- oder Nacht-
arbeit 
Bundesfinanzhof, VI-R-18/11, Urteil vom 08.12.2011 

1. Pauschale Zuschläge, die der Arbeitgeber ohne Rücksicht auf die Höhe der tatsächlich er-
brachten Sonntags-, Feiertags- oder Nachtarbeit an den Arbeitnehmer leistet, sind nur dann 
nach § 3b EStG begünstigt, wenn sie nach dem übereinstimmenden Willen von Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer als Abschlagszahlungen oder Vorschüsse auf eine spätere Einzelabrech-
nung gemäß § 41b EStG geleistet werden. 

2. Diese Einzelabrechnung zum jährlichen Abschluss des Lohnkontos ist grundsätzlich unver-
zichtbar. 

3. Auf sie kann im Einzelfall nur verzichtet werden, wenn die Arbeitsleistungen fast ausschließ-
lich zur Nachtzeit zu erbringen und die pauschal geleisteten Zuschläge so bemessen sind, 
dass sie auch unter Einbeziehung von Urlaub und sonstigen Fehlzeiten - aufs Jahr bezogen - 
die Voraussetzungen der Steuerfreiheit erfüllen. 

 


